
DIE EUROPÄISCHE DEBATTE

Social investment wurde 2013 als sozialpolitisches Konzept 
für die EU-Mitgliedstaaten vom damaligen Sozialkommissar 
Laszlo Andor, einem ungarischen Sozialdemokraten und Wirt-
schaftsprofessor, vorgeschlagen.1 Dieses Konzept sieht eine 
stärker zukunfts- und humankapitalorientierte Ausrichtung 
der Sozialausgaben vor, um durch Bildung und Arbeitsmarkt-
beteiligung die Teilhabechancen aller Bürger_innen in einer 
wissensbasierten Volkswirtschaft zu verbessern und Exklusi-
onstendenzen zu vermindern. Ideell schließt dieses Konzept 
an den Wettbewerbsgedanken der EU-Beschäftigungsstra-
tegie an.

Unter dem gleichen Stichwort begann die Vergleichende 
Wohlfahrtsstaatsforschung in den 2000er Jahren die ökono-
mische Dimension der Sozialpolitik zu thematisieren und den 
Fokus stärker auf die (Frauen-)Erwerbstätigkeit, die frühkind-
liche Bildung und die Arbeitsmarktintegration Arbeitsloser zu 
richten. Ausgangspunkt waren hier die Wahrnehmung der 
fehlenden Absicherung „neuer sozialer Risiken“ (d.h. Siche-
rungslücken von Eltern, bei atypischer Beschäftigung oder 
Langzeitarbeitslosigkeit) sowie Exklusionsdynamiken durch 
die „Vererbung“ und Verfestigung von Armutslagen. Einige 
Protagonisten um den dänischen Soziologen Esping-Ander-
sen forderten daher einen „neuen (nämlich „sozialinvestiven“) 
Wohlfahrtsstaat“ ein, der sich vor allem anhand seiner Effekti-
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vität im Hinblick auf die Armutsvermeidung messen lassen 
müsste und einen möglichst hohen Beschäftigungsstand von 
allen, Frauen und Männern, zum Ziel hatte.2 Einige Autor_in-
nen kritisierten das Konzept als liberale Strategie, die die Be-
gründung sozialpolitischer Interventionen auf Bildung und 
Erhalt von Humankapital verengen und die Notwendigkeit 
der sozialen Sicherheit und Freiheit der Bürger_innen, die 
Verminderung sozialer Ungleichheit oder die Bekämpfung 
von Armut ignorieren würde.3 Zudem wurde aus methodolo-
gischer Perspektive kritisiert, dass soziale Investitionen nicht 
eindeutig als solche zu definieren und somit deren Umfang 
und Wirkungen nicht zu messen seien. Seine jüngeren Ver-
fechter_innen sehen im Social Investment-Konzept dennoch 
ein neues‚ sozialpolitisches Paradigma, das auf der Norm der 
Chancengleichheit basiert und die Humankapitalbasis einer 
Gesellschaft verbessern will; sie unterstreichen die aktive und 
investive Rolle des Staates und schlagen vor allem mehr Bil-
dung, Beschäftigung und Kinderbetreuung vor.4 

Tatsächlich ist der Ansatz für die aktuelle politische und 
wissenschaftliche Debatte interessant, weil er in einer Phase 
der fiskalischen Austerität die Notwendigkeit von Sozialaus-
gaben und deren Funktionalität betont.5 Allerdings ist unklar, 
wie sich sozialinvestive Sozialpolitik in der Praxis zu den traditi-
onellen Ansätzen und Zielen wohlfahrtsstaatlicher Sicherung 
verhält: Setzen sozialinvestive Strategien auf eine generelle 
Expansion oder fordern sie eine angebotsorientierte Neuaus-
richtung der Sozialpolitik ein? Wie sähen sozialpolitische Pro-
gramme aus, die sich am Sozialinvestitionsansatz orientieren? 
Inwiefern lohnt es sich also, die Sozialinvestitionsidee als eine 
Begründung für eine den Werten der Sozialen Demokratie 
verpflichtete Sozialpolitikkonzeption zu prüfen?

AUF EINEN BLICK
Sozialpolitik ist ohne Frage eine tragende Säule des 
modernen Leistungsstaates. Das von der EU-Kommis-
sion 2013 vorgeschlagene Konzept der Sozialinves- 
tition betrachtet Sozialausgaben zudem als zukunfts- 
orientierte Investition in die Produktivkraft der 
Bevölkerung der EU-Mitgliedstaaten. Das Konzept ist 
als Impuls für die Weiterentwicklung der Sozialpoli-
tik auch in Deutschland interessant, allerdings bedarf 
es einer normativen Ausdeutung und konzeptio- 
nellen Vertiefung des Konzepts.
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(SOZIAL-)INVESTITIONEN – ELEMENT EINES 
MODERNEN LEISTUNGSSTAATS…

Unbestritten ist Sozialpolitik nicht nur Teil eines materiellen 
Transfer- und Versorgungssystems, sondern ein zentrales 
Feld moderner Staatstätigkeit. Es findet im Sozialbudget nur 
seinen fiskalischen Ausdruck, erzielt aber vor allem in den 
Bereichen der sozialen Sicherheit, individueller Freiheit und 
sozialer Gleichheit Wirkungen, die sich nicht beziffern lassen. 
Tatsächlich besitzt Sozialpolitik vor allem politische und sozi-
ale Relevanz und nicht von ungefähr ist das Sozialstaatsgebot 
des deutschen Grundgesetzes ein konstitutiver Bestandteil 
unserer freiheitlich-demokratischen Grundordnung, wie Hans 
Günter Hockerts‘ Analyse der Nachkriegssituation gezeigt 
hat: So verdichteten sich die drohende Verelendung der Sozi-
alrentner_innen, die Zuwanderung von Flüchtenden aus dem 
Osten und die scharfen politischen Interessengegensätze 
zwischen der Wirtschaft und den Gewerkschaften zur soge-
nannten „Gründungskrise“ des deutschen Sozialstaats, die 
nur durch den massiven Einsatz finanzieller Mittel und die 
Schaffung sozialpolitischer Strukturen bewältigt werden konn-
te, und die – damals auf Basis eines umfassenden politischen 
Konsenses aller Parteien – für das politische System insge-
samt prägend wurde.6 Offensichtlich ist die Verarbeitung 
existenziell bedrohlicher Notlagen oder politischer Herausfor-
derungen auch ein Problem der Gegenwart, sind doch die 
deutsche Wiedervereinigung oder die öffentliche Bewälti-
gung der massiven Zuwanderung beredte Beispiele für die 
konstitutive integrative Aufgabe unserer (sozial-)politischen 
Leistungssysteme. Im „Normalbetrieb“ ist die deutsche Sozi-
alpolitik freilich auf die soziale Sicherheit der Mittelschicht 
ausgerichtet, machte diese zur tragenden Säule unserer Leis-
tungsgesellschaft und erzielte mit dem Versprechen sozial 
aufsteigen und – einmal aufgestiegen – auch in der Mittel-
schicht verbleiben zu können, einen hohen Grad an Identifi-
kation und Zustimmung.7 Das Ende der prosperierenden 
Nachkriegsära und die Infragestellung dieses Sicherheitsver-
sprechens durch die Sozialreformen des vergangenen Jahr-
zehnts haben soziale und politische Spannungen ausgelöst, 
wie etwa das Aufflammen sozialer Abstiegsängste, die Ab-
wendung von der repräsentativen Demokratie oder gar die 
Erstarkung rechtspopulistischer Parteien. Insofern entschärft 
die Sozialpolitik nicht nur die sozialen Verteilungskonflikte 
unserer Marktwirtschaft, sondern sie bildet den Rahmen für 
die persönliche Entfaltung und den individuellen Wohlstand 
der Bürger_innen und damit die Basis für die hohe Leistungs-
bereitschaft und Produktivität unserer Erwerbsgesellschaft 
– sowie die Legitimität des Staates insgesamt. Die Systeme 
der sozialen Sicherheit und das Geflecht der sozialen Dienst-
leistungen zeitigen also nicht nur in ökonomischer, sondern 
auch in sozialer und politischer Hinsicht konstitutive „investive“ 
Wirkungen.

…UND ASPEKT DER NORMATIVEN ORD-
NUNG EINER MARKTGESELLSCHAFT

Wenn also eine ökonomische Begründung sozialpolitischer 
Ausgaben unterkomplex ist, sind auch langfristige soziale 

und politische Ziele, die sich bereits institutionell als soziale 
Rechte und kulturell als Sicherheitserwartungen verfestigt 
haben, strategiebildend für sozialpolitische Entscheidungen. 
Unter dem wachsenden Einfluss neoklassisch geprägter Wirt-
schaftspolitik wurden Fragen nach der normativ und histo-
risch begründeten Legitimität von Sozialpolitik in einem 
modernen Leistungsstaat jedoch aus der politischen Debatte 
verdrängt und diese damit tendenziell depolitisiert. Auch in 
der Sozialpolitikforschung haben die dominierende neo-
klassische Rationalität mit ihrem Verweis auf die Grenzen 
staatlichen Engagements und die Notwendigkeit fiskalischer 
Rigidität einerseits und die Dominanz positivistischer Analy-
sezugänge andererseits die Thematisierung sozialpolitischer 
Normen gleichsam als unwissenschaftlich entwertet und 
führten zur Ausblendung historischer und normativer Be-
gründungszusammenhänge von Sozialpolitik aus der akade-
mischen Debatte. Dabei hatte schon Karl Polanyi anhand 
seiner historischen Analyse die soziale und politische Ein-
bettung von Marktprozessen herausgearbeitet und gezeigt, 
dass Marktgesellschaften ohne eine politische Einhegung 
nicht funktionsfähig sind.8 Bezug nehmend auf Polanyi erin-
nert Axel Honneth an die politische und soziale Verfasstheit 
der Märkte und fordert, die normativen Bezüge marktlicher 
Regulierung (wieder) stärker als solche zu benennen.9 Da ja 
die sozialpolitische Absicherung ausschlaggebend für die 
demokratische Legitimation durch die mehrheitliche Mittel-
schicht ist, ist die Thematisierung grundlegender Normen 
sowie des „angemessenen Sicherungsniveaus“ vor allem 
auch praktisch und politisch relevant. Gleichermaßen beden-
kenswert wie politisch besorgniserregend ist daher Wolf-
gang Streecks Diagnose, der die durch die „Krise der Staats- 
finanzen“ drastisch reduzierten politischen Handlungsspiel-
räume als Zeichen „eines langfristigen und nach wie vor in 
Gang befindlichen Abrückens des Nachkriegsregimes des 
demokratischen Kapitalismus von seinen konstitutiven Fort-
schrittsversprechen“10 bewertet.

Inwiefern kann also, angesichts der aktuellen Situation, 
ein historisch und politisch fundierter Sozialinvestitionsansatz 
als sozialpolitische Strategie als Mittel zur Sicherung substan-
tieller sozialer und politischer Staatsziele umgesetzt werden 
und dazu beitragen, das sozialpolitische Versprechen eines 
umfassenden Schutzes und gesellschaftlicher Gestaltungs-
macht wieder stärker einzulösen?

VARIANTEN SOZIALINVESTIVER POLICIES

Sozialpolitische Interventionen in einem Zieldreieck zwischen 
ökonomischen, sozialen und politischen Zielstellungen zu 
verorten, bedeutet, ökonomische Aufgaben (Entwicklung 
von Humankapital und Sicherung der langfristigen Beschäfti-
gungsfähigkeit sowie die Steigerung der Qualität und der Pro- 
duktivität der Arbeitskräfte), soziale Ziele (gesellschaftliche 
Integration, sozialer Zusammenhalt, Reduzierung sozialer Un-
gleichheit) und politische Ziele (Gewährung subjektiver Rech-
te im Sinne einer sozialen Staatsbürgerschaft) miteinander in 
Einklang zu bringen. Ein gut fundiertes Sozialinvestitionskon-
zept bietet somit nicht nur einen fruchtbaren Analyserahmen 
für eine Analyse sozialpolitischer Programme, sondern kann 
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auch der normativen Ausrichtung sozialpolitischer Maßnah-
men dienen. Anhand dreier Policies werden kurz Herausfor-
derungen skizziert, die sich aus dieser mehrfachen Aufga-
benstellung ergeben.

BILDUNGSPOLITIK 

In allen Teilbereichen der Bildungspolitik, sowohl der früh-
kindlichen Bildung, dem allgemeinbildenden Schulsystem, 
aber auch in der Berufs- und Weiterbildung interagieren alle 
drei Zielstellungen in besonderem Maße: Die Herstellung von 
Arbeitsvermögen durch Bildung ist nicht nur ökonomisch re-
levant, sondern auch zentral für die persönliche Entfaltung 
des Individuums und Voraussetzung für die „nivellierte Mit-
telstandsgesellschaft“ (Schelsky). Allerdings sind heutige Er-
ziehungskonzepte, die Gliederung des Schulsystems, Lehrplä-
ne oder die Bereitstellung von Ressourcen oftmals eher an 
der ökonomischen Verwertungslogik oder fiskalischen Zwän-
gen als an der Förderung sozialer Gleichheit oder der indivi-
duellen Entwicklungschancen der Kinder ausgerichtet. Als 
Beispiele hierfür seien etwa „das G8“, d.h. die Verkürzung 
der gymnasialen Oberstufe auf zwei Jahre oder die häufige 
Ausblendung von Qualitätsaspekten in der frühkindlichen Be-
treuung genannt. Eine einseitige Ausrichtung an ökonomi-
schen oder fiskalischen Kriterien vernachlässigt das sozialin-
vestive Potenzial des Bildungssystems in dem genannten 
umfassenderen Sinne und verstärkt eher die Segregation 
zwischen leistungsstärkeren und -schwächeren Jugendlichen 
und Kindern. Tatsächlich trägt das deutsche Bildungssystem 
kaum zur Ausschöpfung aller Bildungsressourcen und zur 
Milderung sozialer Unterschiede bei.11 Ansätze, diese Me-
chanismen aufzubrechen, wären etwa die bessere personelle 
und Ressourcenausstattung von Bildungseinrichtungen vor 
allem in benachteiligten Wohngebieten, die Gewährleistung 
von Inklusion und Förderung leistungsschwächerer Kinder in 
den allgemeinbildenden Schulen oder die Weiterentwick-
lung eines Übergangssystems in der beruflichen Ausbildung 
für Jugendliche, die keine Chancen auf einen betrieblichen 
Ausbildungsplatz haben. Solche Ansätze scheitern jedoch in 
vielen Fällen vor allem an den fiskalischen Rahmenbedingun-
gen der Kommunen und Länder. 

POLITIK ZUR VEREINBARUNG VON BERUF 
UND FAMILIE

Auch die Vereinbarkeit von Beruf und Familie kann einen am-
bivalenten Charakter haben: So kann sich die Förderung der 
Erwerbsteilhabe von Frauen durch die Bereitstellung außer-
häuslicher Kinderbetreuung („De-Familisierung“) am ethisch 
begründbaren Bedürfnis nach ökonomischer Gleichstellung 
der Frauen, am Recht des Kindes auf die Entfaltung seiner 
Persönlichkeit oder an der ökonomisch erforderlichen Bereit-
stellung von Arbeitskräften orientieren. Zudem kann die Er-
werbstätigkeit beider Eltern als wirksamer Armutsschutz durch 
öffentliche Kinderbetreuung gefördert werden.

In Deutschland wurde der Ausbau der Kinderbetreuung 
in den letzten Jahren zwar forciert, ist aber nicht allzu stark 

an den betrieblichen Interessen orientiert. Vielmehr fehlt eine 
flächendeckende Betreuung für Kinder bis zum Grundschulal-
ter: Nicht überall wird eine bedarfsdeckende Versorgung er-
reicht, die eine annähernd vollzeitige und gleichzeitige Er-
werbstätigkeit der Eltern ermöglichen würde. Und auch stellt 
sich hier das Problem der sozialen Ungleichheit: Erstens be-
günstigt die Zuweisung der Betreuungsplätze an erwerbstä-
tige Eltern vor allem die Mittelschicht, zweitens können Qua-
litätsaspekte oder Kosten der Kinderbetreuung zu einer seg- 
mentierten Nutzung des Angebotes führen, und drittens 
kann die Mittelbindung, die sich aus dem Rechtsanspruch auf 
einen Betreuungsplatz ergibt, kommunale „freiwillige“ Famili-
enförderleistungen in benachteiligten Stadtteilen verdrängen. 
In der Debatte um das Bundesbetreuungsgeld wurde immer-
hin deutlich, dass die Relevanz öffentlicher und qualitativ 
hochwertiger Betreuungs- und Bildungsangebote für den Ab- 
bau sozialer Ungleichheit zunehmend anerkannt wird. Eine 
investive Strategie würde zuvorderst auf Qualität zielen (Be-
treuungsschlüssel, pädagogische Konzepte) und auf die ge-
sellschaftliche Aufwertung der Kinderbetreuung (Qualifikati-
on und Bezahlung der Betreuungspersonen) setzen. Zudem 
wäre der Zugang zu hochwertigen Betreuungsdienstleistun-
gen flächendeckend herzustellen und nicht der Bedingung 
der Erwerbstätigkeit der Eltern zu unterwerfen. 

ARBEITSMARKTPOLITIK

Das Sozialinvestitionskonzept weist der aktiven Arbeitsmarkt-
politik eine prominente Rolle zu. Die Grundidee ist hier, dass 
gezielte Programme die Kompetenzentwicklung der Arbeits-
kräfte unterstützen und eine schnelle Wiedereingliederung 
Arbeitsloser zum Erhalt der Beschäftigungsfähigkeit beiträgt; 
in Deutschland ist die aktive Arbeitsmarktpolitik zudem Teil 
des umfassenden Sicherheitsversprechens unserer Erwerbs-
gesellschaft. Anders als der Anspruch der aktivierenden Ar-
beitsmarktpolitik vermuten lässt, ist in Deutschland keine Ex-
pansion der aktiven Ausgaben zu beobachten. Im Gegenteil: 
Obwohl sich ein Abbau von Arbeitsfördermaßnahmen nach-
weislich negativ auf die Beschäftigten am unteren Rand der 
Qualifikationsskala auswirkt und die Dynamik und Durchläs-
sigkeit des deutschen Arbeitsmarktes reduziert, sank der Ak-
tivierungsgrad der Ausgaben der Bundesagentur von über 
40 Prozent (im Jahr 2000) auf rund ein Viertel der Gesamt-
ausgaben der BA (2014). Auch wurden seit 2005 die Bundes-
mittel für die Wiedereingliederungsleistungen nach dem So-
zialgesetzbuch II drastisch gekürzt, ohne dass die Empfän- 
gerzahlen entsprechend gesunken wären. Zudem orientieren 
sich die arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen in der „Post-
Hartz-Ära“ an der raschen Vermittlung und weniger an indivi-
duellen Bedarfen, während das System der Zielsteuerung 
eine Standardisierung der Maßnahmen befördert und gesell-
schaftliche Teilhabeaspekte in den Hintergrund rückt. Als Fol-
ge ist eine nachhaltige Wiedereingliederung von Langzeitar-
beitslosen unwahrscheinlicher geworden und das Risiko der 
unterwertigen Beschäftigung und der Einkommensverluste 
durch Phasen der Arbeitslosigkeit für alle Arbeitslosen ange-
stiegen. Eine investive Arbeitsmarktpolitik würde hingegen 
Weiterbildung und Umschulung einen Vorrang einräumen, 
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auf den Schutz des erreichten Qualifikationsstandards zielen 
und den Vermittlungsvorrang relativieren.

SI – KEIN ALLHEILMITTEL, ABER IMPULS FÜR 
DIE SOZIALPOLITISCHE DEBATTE

Der Sozialinvestitionsansatz verlangt also die Verortung sozi-
alpolitischer Maßnahmen im Spannungsfeld von Produktivi-
tätsorientierung, Abbau sozialer Ungleichheit und Förderung 
subjektiver Rechte. Als (heuristischer) Analyserahmen kann er 
somit helfen, das normative Profil von Policies sichtbar zu ma-
chen. Als politische Antwort auf die aktuellen Herausforde-
rungen oder Bezugsrahmen für die Ausgestaltung von sozi-
alpolitischen Programmen ist das Sozialinvestitionskonzept 
zwar weder dritter Weg noch Allheilmittel, lohnt aber eine 
weitere politische Diskussion aus drei Gründen. 

Erstens wird die Notwendigkeit und der „Nutzen“ öffent-
licher Ausgaben für Sozialpolitik wieder explizit positiv disku-
tiert und damit der Vorwurf entkräftet, Sozialausgaben seien 
per se ein fatalistisches Grundproblem demokratischer Wohl-
fahrtsstaaten. Neben ökonomischen Argumenten bekämen 
soziale und politische Ziele von Sozialpolitik eine neue Auf-
merksamkeit. Zweitens richtet der Ansatz den Blick auf die 
genannten „neuen sozialen Risiken“, die zu den „alten“ Pro-
blemlagen der Industriegesellschaft (Alter, Arbeitslosigkeit, 
Krankheit) hinzutreten. Damit wird auch die Notwendigkeit 
der Ergänzung und Kombination (nicht der Ersetzung) der 
umverteilenden und auf Minderung von durch den Markt 
verursachten sozialen Ungleichheit zielenden Transfersyste-
men mit Systemen neuer universeller sozialer Dienstleistun-
gen offenbar. Sozialpolitik bekäme hierdurch einen sozial-
räumlichen und stärker präventiven und „befähigenden“ Cha- 
rakter. Drittens ist der Sozialinvestitionsansatz eben nicht 
zwangsläufig apolitisch: Vielmehr ruft uns seine kritische 
Diskussion die normativen und historischen Spannungsfel-
der moderner Sozialstaatlichkeit in Erinnerung. Sofern uns 
die Grundidee überzeugt, dass sozialpolitische Ausgaben 
„investiv“ und damit Teil eines modernen Leistungsstaates 
sind, lohnt es den Versuch, diesen Ansatz an die aktuellen 
sozialpolitischen Grundsatzdebatten über Chancengerech-
tigkeit und Solidarität anzuschließen.
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